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BUNDESARBEITSGERICHT

8 AZR 620/02
8 Sa 686/01
Sächsisches
Landesarbeitsgericht

Verkündet am 
22. April 2004

Im Namen des Volkes!

Metze, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

URTEIL

In Sachen

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der Beratung vom 22. April 

2004 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht Hauck, den Richter am 

Bundesarbeitsgericht Dr. Wittek und die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Laux 

sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Haible und Schallmeyer für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Sächsischen 
Landesarbeitsgerichts vom 11. Juli 2002 - 8 Sa 686/01 - wird 
zurückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die tarifgerechte Eingruppierung und Vergütung der 

Klägerin im Zeitraum 1. Februar 1993 bis 30. Juni 1995.

Die Klägerin ist seit dem 1. August 1975 bei dem beklagten Freistaat bzw. 

dessen Rechtsvorgänger als Lehrerin beschäftigt. Die Parteien schlossen am 

30. August 1991 einen Änderungsvertrag zum Arbeitsvertrag der Klägerin vom 

2. Dezember 1974 ab, der ua. folgende Vereinbarungen enthielt:

§ 2
Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Tarifvertrag zur 
Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliche Vorschriften - 
(BAT-O) vom 10. Dezember 1990 und den diesen ergänzen­
den, ändernden oder ersetzenden Tarifverträgen in der für den 
Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) jeweils 
geltenden Fassung. Außerdem finden die für den Arbeitgeber 
jeweils geltenden sonstigen einschlägigen Tarifverträge An­
wendung.

§3
Für die Eingruppierung gilt der zutreffende Abschnitt der Richt­
linien der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) für die von 
der Anlage 1a nicht erfaßten Angestellten, die unter den Gel­
tungsbereich des BAT-0 fallen, in der jeweiligen Fassung.

Danach ist der/die Angestellte in der Vergütungsgruppe IV a 
eingruppiert.

§5
Es wird folgende Nebenabrede vereinbart:
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1.7.1991 -31.7.1991 Lehrer Klassen 1 - 4 BATIVa
1.8.1991- Lehrer Klassen 5 -10  BAT III“

Die Klägerin ist Diplomlehrerin mit der Befähigung für das Fach Polytechnik. 

Sie erhielt ab dem 1. August 1991 Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-O. Seit dem 

6. Januar 1992 ist sie an der Förderschule für Geistigbehinderte in A beschäftigt. Über 

ein sonderschulspezifisches Hochschulstudium verfügt sie nicht. Der beklagte Freistaat 

gruppierte die Klägerin mit Wirkung vom 1. Februar 1993 in die VergGr. IVa BAT-0 

zurück und teilte dies der Klägerin mit Schreiben vom 1. Dezember 1992 mit.

Seit dem 1. Juli 1995 wird die Klägerin wieder nach der VergGr. Ill BAT-0

vergütet.

Mit ihrer am 21. Dezember 1995 bei dem Arbeitsgericht Zwickau eingegange­

nen Klage hat die Klägerin die Zahlung von Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-0 für 

die Zeit ab dem 1. Februar 1993 bis zum 30. Juni 1995 begehrt. Die Parteien haben 

zunächst ausschließlich darüber gestritten, ob die Klägerin die Voraussetzungen der 

VergGr. Ill BAT-0 bzw. der Besoldungsgruppe A 12 erfüllte. Mit Schriftsatz vom 

17. Juni 1996 hat der beklagte Freistaat beantragt, das Ruhen des Verfahrens anzu­

ordnen und zur Begründung ausgeführt:

„Zur streitgegenständlichen Frage sind zwei Revisionsverfahren 
beim Bundesarbeitsgericht anhängig, deren Ausgang aus pro­
zeßökonomischen Gründen abgewartet werden sollte.“

Mit Schreiben vom 18. Juni 1996 hat die Klägerin ebenfalls beantragt, das 

Ruhen des Verfahrens anzuordnen. Das Arbeitsgericht hat daraufhin mit Beschluss 

vom 18. Juni 1996 auf Antrag beider Parteien das Ruhen des Verfahrens gern. § 251 

Abs. 1 Satz 1 ZPO aF angeordnet.

Mit Schriftsatz vom 12. Mai 2000, bei dem Arbeitsgericht Zwickau am 16. Mai 

2000 eingegangen, hat die Klägerin das ruhende Verfahren wieder aufgenommen. Der 

beklagte Freistaat hat sich auf Verjährung berufen.

Die Klägerin hat zuletzt die Auffassung vertreten, die erfolgte Rückgruppie­

rung durch den beklagten Freistaat in die VergGr. IVa BAT-O sei zu Unrecht erfolgt; 

zutreffend sei eine Eingruppierung in der VergGr. Ill BAT-O. Sie erfülle zwar nicht die 

tariflichen Anforderungen der VergGr. Ill BAT-0 im streitigen Zeitraum, ihr Anspruch 

auf Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-0 ergebe sich aber aus einer ausdrücklichen
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Zusicherung der zuständigen Schulrätin Frau M im Dezember 1991 und zudem aus § 5 

des Arbeitsvertrages. Die Klägerin hat behauptet, die Schulrätin habe ihr mitgeteilt, 

dass sie bei einem Schulwechsel zur Förderschule in A und Übernahme einer dortigen 

Lehrtätigkeit weiterhin nach der VergGr. Ill BAT-0 vergütet werde und ihr kein Nachteil 

wegen der fehlenden sonderpädagogischen Ausbildung entstehen werde. Die Klägerin 

hat vorgetragen, der beklagte Freistaat könne sich nicht auf die Einrede der Verjährung 

berufen. Die Anordnung des Rühens des Verfahrens durch das Arbeitsgericht mit Be­

schluss vom 18. Juni 1996 habe nicht zu einem Stillstand des Prozesses geführt mit 

der Folge, dass die durch die Klageerhebung eingetretene Unterbrechung der Verjäh­

rung geendet und die Verjährungsfrist neu zu laufen begonnen habe. Schließlich ver­

stoße die Berufung auf die Einrede der Verjährung gegen den Grundsatz von Treu und 

Glauben.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt

festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, an sie für den 
Zeitraum 1. Februar 1993 bis einschließlich 30. Juni 1995 Ver­
gütung nach der VergGr. Ill BAT-O zu zahlen.

Der beklagte Freistaat hat Klageabweisung beantragt. Er hat die behauptete 

Zusage einer unveränderten Vergütung unabhängig von der Eingruppierungsrechtsla­

ge bei einem Wechsel zur Förderschule in Abrede gestellt. Darüber hinaus hat er den 

Anspruch für verjährt gehalten.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Arbeitsgerichts zurückgewiesen. Mit 

der Revision verfolgt die Klägerin ihren Klageantrag weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Ein eventuell bestehender An­

spruch der Klägerin auf Zahlung einer Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-0 für die 

Zeit vom 1. Februar 1993 bis 30. Juni 1995 ist verjährt.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die streitgegenständlichen An­

sprüche der Klägerin auf Zahlung einer Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-0 für den 

Zeitraum vom 1. Februar 1993 bis 30. Juni 1995 seien unabhängig von dem Bestehen
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eines materiell-rechtlichen Anspruchs jedenfalls verjährt. Die Klage vom 21. Dezember 

1995 habe zwar zunächst die laufende zweijährige Verjährungsfrist betreffend die Ver­

gütungsansprüche der Klägerin gemäß § 196 Abs. 1 Nr. 8 BGB aF unterbrochen, die 

Unterbrechung der Verjährung habe aber auf Grund der gerichtlichen Anordnung des 

Rühens des Verfahrens auf übereinstimmenden Antrag der Parteien mit Beschluss 

vom 18. Juni 1996, spätestens mit Ablauf des 18. September 1996 geendet, §211 

Abs. 2 BGB aF. Ab diesem Zeitpunkt habe die zweijährige Verjährungsfrist erneut zu 

laufen begonnen. Die Klägerin habe das Verfahren erst mit Schriftsatz vom 12. Mai 

2000, eingegangen bei dem Arbeitsgericht am 16. Mai 2000 wieder aufgenommen. Zu 

diesem Zeitpunkt seien die Ansprüche der Klägerin bereits verjährt gewesen. Durch 

den übereinstimmenden Antrag beider Parteien, das Ruhen des Verfahrens anzuord­

nen, und den daraufhin ergangenen Beschluss des Arbeitsgerichts nach § 251 Abs. 1 

ZPO aF sei die Verantwortung für das Betreiben des Prozesses von dem Gericht auf 

die Parteien übergegangen. Das Arbeitsgericht sei auch nicht verpflichtet gewesen, 

den Rechtsstreit nach § 148 ZPO auszusetzen. Die Vorschrift des § 211 Abs. 2 BGB 

aF sei nicht unanwendbar gewesen, da kein triftiger Grund für das Untätigbleiben der 

Klägerin Vorgelegen habe. Ein solcher könne weder im Abwarten des Ausgangs eines 

Musterprozesses gesehen werden noch liege ein pactum de non petendo zwischen 

den Parteien vor. Die Berufung des Beklagten auf die Einrede der Verjährung verstoße 

auch nicht gegen Treu und Glauben. Der Beklagte habe keinen Vertrauenstatbestand 

dahingehend gesetzt, dass er sich nicht auf die Einrede der Verjährung berufen werde. 

Dem Beklagten habe zudem keine Informationspflicht betreffend den Ausgang der 

Musterverfahren oblegen, sondern er habe vielmehr davon ausgehen können, dass die 

Klägerin bzw. ihre Prozessbevollmächtigten sich selbst hierüber informierten. Hinzu 

komme, dass die Klägerin ihren Anspruch nach Wiederaufnahme des Verfahrens auf 

eine andere Anspruchsgrundlage gestützt habe bezüglich derer ein Abwarten des 

Musterprozesses nicht erforderlich gewesen sei. Die Klägerin habe jederzeit die Mög­

lichkeit gehabt, das Verfahren fortzusetzen.

II. Diese Ausführungen sind revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. Das Lan­

desarbeitsgericht hat zu Recht angenommen, dass etwaige Vergütungsansprüche der 

Klägerin nach der VergGr. Ill BAT-0 für den Zeitraum 1. Februar 1993 bis einschließ­

lich 30. Juni 1995 verjährt sind und die Berufung des Beklagten auf die Einrede der 

Verjährung keine unzulässige Rechtsausübung darstellt.
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1. Nach § 196 Abs. 1 Nr. 8 BGB aF verjährten die Ansprüche derjenigen, welche 

im Privatdienst stehen, wegen des Gehalts, Lohnes oder anderer Dienstbezüge, mit 

Einschluss der Auslagen, sowie der Dienstberechtigten wegen der auf solche Ansprü­

che gewährten Vorschüsse in zwei Jahren. Die Verjährungsfrist des § 196 BGB aF 

begann mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist, §§ 201, 198 

BGB aF. Bei den Vergütungsansprüchen der Klägerin handelt es sich um Arbeitsent­

geltansprüche, die der zweijährigen Verjährung nach § 196 BGB aF unterliegen. Da­

nach begann die Verjährung der Ansprüche der Klägerin für das Jahr 1993 grundsätz­

lich mit dem Schluss des Jahres 1993 und endete mit Ablauf des 31. Dezember 1995, 

die Verjährung der Ansprüche aus dem Jahr 1994 begann grundsätzlich mit dem 

Schluss des Jahres 1994 und endete mit dem Ablauf des 31. Dezember 1996 und die 

Verjährung der Ansprüche aus dem Jahr 1995 begann grundsätzlich mit dem Schluss 

des Jahres 1995 und endete mit Ablauf des 31. Dezember 1997.

2. Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass die Verjäh­

rung der Vergütungsansprüche durch die Klageerhebung der Klägerin bei dem Ar­

beitsgericht am 21. Dezember 1995 unterbrochen worden ist, §209 Abs. 1 BGB aF, 

§ 270 Abs. 3 ZPO aF. Nach § 209 Abs. 1 BGB aF wird die Verjährung unterbrochen, 

wenn der Berechtigte auf Befriedigung oder auf Feststellung des Anspruchs, auf Ertei­

lung der Vollstreckungsklausel oder auf Erlassung des Vollstreckungsurteils Klage er­

hebt. Die Unterbrechung der Verjährung durch die gerichtliche Geltendmachung setzt 

die Erhebung einer wirksamen und rechtzeitigen Klage voraus. Dies bedeutet, dass die 

Klage den wesentlichen Formerfordernissen des § 253 ZPO entsprechen und im An­

waltsprozess von einem bei dem Prozessgericht zugelassenen Rechtsanwalt unter­

zeichnet sein muss (BGH 17. November 1988 - III ZR 252/87 - NJW-RR 1989, 508). 

Die mit Schriftsatz vom 20. Dezember 1995 erhobene Klage entspricht diesen Anforde­

rungen. Sie enthält die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts. Darüber hinaus 

gibt sie sowohl den Gegenstand als auch den Grund des erhobenen Anspruchs um­

fassend an, so dass über die Identität des Streitverhältnisses keine Ungewissheit be­

steht, der Umfang der begehrten Rechtskraft festgestellt werden und der Beklagte sich 

sachgerecht verteidigen kann. Der wirksamen Klageerhebung steht nicht entgegen, 

dass die Klägerin in Ermangelung einer Bezifferung ihrer Vergütungsansprüche zu­

nächst keinen (hinreichend) bestimmten Antrag iSd. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO gestellt 

hat. Bei Klagen auf Leistung einer Geldzahlung gehört zwar grundsätzlich zur Be­

stimmtheit des Klageantrages iSd. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO die Angabe des begehrten 

Betrages. Denn eine unbezifferte Zahlungsklage ist nur dann zulässig, wenn die Be-
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Stimmung des Betrages von einer gerichtlichen Schätzung nach § 287 ZPO oder vom 

billigen Ermessen des Gerichts abhängig ist (BGH 1. Februar 1966 - VIZR 193/64 - 

BGHZ45, 91). Form- und Inhaltsmängel des Klageantrages - wie vorliegend - stehen 

jedoch nicht der wirksamen Klageerhebung, sondern lediglich der Zulässigkeit der Kla­

ge entgegen. Die Klage wurde auch rechtzeitig, insbesondere im Hinblick auf die Ver­

gütungsansprüche für das Jahr 1993, erhoben. Die Erhebung der Klage erfolgt durch 

die Zustellung der Klageschrift, § 253 Abs. 1 ZPO. Die Zustellung der Klage an den 

Beklagten erfolgte zwar ausweislich des Empfangsbekenntnisses erst am 5. Januar 

1996 und damit nach Ablauf der Verjährungsfrist für die Vergütungsansprüche aus 

dem Jahr 1993, sie ist aber als demnächst erfolgt iSd. § 270 Abs. 3 ZPO aF anzuse­

hen. „Demnächst“ bedeutet innerhalb einer den Umständen nach angemessenen Frist, 

wenn die Partei oder ihr Bevollmächtigter unter Berücksichtigung der Gesamtsituation 

alles Zumutbare für die alsbaldige Zustellung getan haben (BGH 29. Juni 1993 - X ZR 

6/93- NJW 1993, 2811). Dies ist hier der Fall mit der Folge, dass die Zustellung auf 

den Zeitpunkt der Klageeinreichung zurückwirkt.

3. Das Landesarbeitsgericht hat des Weiteren zutreffend angenommen, dass die 

Unterbrechung der Verjährung infolge Klageerhebung mit der Anordnung des Rühens 

des Verfahrens durch das Arbeitsgericht auf übereinstimmenden Antrag der Parteien 

gemäß § 251 Abs. 1 ZPO aF geendet und die Klägerin das Verfahren vor Ablauf der im 

Anschluss an die Beendigung der Unterbrechung neu beginnenden Verjährungsfrist 

nicht rechtzeitig wieder aufgenommen hat. Nach §211 BGB aF dauert die Unterbre­

chung durch Klageerhebung fort, bis der Prozess rechtskräftig entschieden oder an­

derweit erledigt ist. Gerät der Prozess infolge einer Vereinbarung oder dadurch, dass 

er nicht betrieben wird, in Stillstand, so endigt die Unterbrechung mit der letzten Pro­

zesshandlung der Parteien oder des Gerichts.

Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht einen Stillstand des Prozesses und 

damit ein Ende der Verjährungsunterbrechung infolge der Anordnung des Rühens des 

Verfahrens nach § 251 Abs. 1 ZPO aF durch das Arbeitsgericht auf übereinstimmen­

den Antrag beider Parteien mit Wirkung ab dem 18. Juni 1996 angenommen. Die An­

ordnung des Rühens des Verfahrens nach §§ 251 aF, 251a ZPO beendet nach § 211 

Abs. 2 Satz 1 BGB aF die Unterbrechung der Verjährung, da das Ruhen des Verfah­

rens primär auf dem Willen der Parteien beruht, auch wenn eine Entscheidung durch 

das Gericht und damit dessen Mitwirkung erforderlich ist (BGH 21. Februar 1983 

- VIII ZR 4/82- NJW 1983, 2496; 20. Oktober 1987 - VI ZR 104/87- NJW-RR 1988,
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279; 18. Oktober 2000 - XIIZR 85/98 - NJW 2001, 218; Staudinger/Peters BGB § 211 

Rn. 10). Das Ruhen des Verfahrens nach § 251 ZPO aF stellt mithin keinen rechtli­

chen, sondern vielmehr einen tatsächlich bedingten Stillstand des Verfahrens infolge 

Nichtbetreibens durch die Parteien dar (Zöller/Greger ZPO § 251 Rn. 1).

Das Landesarbeitsgericht ist schließlich auch zu Recht davon ausgegangen, 

dass die Klägerin das Verfahren nicht rechtzeitig weiter betrieben hat und die Verjäh­

rungsfrist nicht erneut unterbrochen worden ist. Nach § 211 Abs. 2 Satz 2 BGB aF wird 

die nach der Beendigung der Unterbrechung beginnende neue Verjährung dadurch, 

dass eine der Parteien den Prozess weiter betreibt, in gleicher Weise wie durch Klage­

erhebung unterbrochen. Die zweijährige Verjährungsfrist für die Vergütungsansprüche 

der Klägerin endete spätestens mit Ablauf des 18. September 1998 (24 Uhr-§251 

Abs. 2 ZPO aF). Der mit Schriftsatz vom 12. Mai 2000, bei dem Arbeitsgericht am 

16. Mai 2000 eingegangene Antrag der Klägerin auf Wiederaufnahme des Verfahrens 

und Anberaumung eines Termins zur Verhandlung war damit verspätet und vermochte 

die Verjährung nicht mehr iSd. §211 Abs. 2 BGB aF zu unterbrechen. Die Vergü­

tungsansprüche der Klägerin waren daher spätestens mit Ablauf des 18. September 

1998 verjährt.

4. Die seitens der Revisionsklägerin erhobenen Rügen hinsichtlich des durch 

das Landesarbeitsgericht festgestellten Eintritts der Verjährung der streitgegenständli­

chen Vergütungsansprüche greifen nicht durch. Die Revisionsklägerin hat eingewen­

det, die Vorschrift des § 211 Abs. 2 BGB aF finde keine Anwendung, weil ein triftiger 

Grund für das Nichtbetreiben des Verfahrens Vorgelegen habe, da die Parteien das 

Verfahren nur im Hinblick auf den Ausgang zweier gleich gelagerter Prozesse vor dem 

Bundesarbeitsgericht nicht betrieben hätten; dieses Vorgehen sei prozessökonomisch 

sinnvoll gewesen, zudem sei die Initiative für das Ruhen des Verfahrens von dem Be­

klagten ausgegangen. Dieser bedürfe des Schutzes nach § 211 Abs. 2 BGB aF nicht.

Das Landesarbeitsgericht hat das Vorliegen eines triftigen Grundes, der die 

Anwendung des §211 Abs. 2 BGB aF ausnahmsweise ausschließt, zutreffend ver­

neint. Der Bundesgerichtshof hat in seiner Rechtsprechung den Anwendungsbereich 

des § 211 Abs. 2 BGB aF dahin eingeschränkt, dass nicht jeder Prozessstillstand ohne 

Rücksicht auf seinen Entstehungsgrund zu einer Beendigung der Verjährungsunter­

brechung führt (7. Dezember 1978 - VII ZR 278/77- NJW 1979, 810; I.Ju li 1986 

- VI ZR 120/85- WM 1986, 1417; ebenso BAG 29. März 1990 - 2 AZR 520/89 - AP 

BGB § 196 Nr. 11 = EzA BGB §211 Nr. 1). Für den Fall des Nichtbetreibens eines
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Prozesses zum Zwecke des Abwartens des Ausgangs eines Musterprozesses hat der 

Bundesgerichtshof das Vorliegen eines triftigen Grundes, der ausnahmsweise der An­

wendbarkeit des § 211 Abs. 2 BGB aF entgegensteht, allerdings ausdrücklich verneint 

(21. Februar 1983 - VIIIZR 4/82 - NJW 1983, 2496; 18. Oktober 2000 - XIIZR 85/98 - 

NJW2001, 218; 27. Januar 1999 - XII ZR 113/97- NJW 1999, 1101). Er hat zur Be­

gründung ausgeführt, es sei für die Anwendung des § 211 Abs. 2 BGB aF ohne Be­

lang, ob es sinnvoll und prozesswirtschaftlich vernünftig sei, den Ausgang des Muster­

verfahrens abzuwarten. Zweck der Bestimmung sei es, eine Umgehung der Verjäh­

rungsvorschriften zu verhindern. Nach § 225 BGB aF könne die Verjährung durch 

Rechtsgeschäft weder ausgeschlossen noch erschwert werden, dieser Erfolg solle 

auch nicht auf dem Umweg erreicht werden, dass ein Prozess begonnen, dann aber 

nicht mehr weiter betrieben werde (21. Februar 1983 - VIII ZR 4/82- aaO). Die Vor­

schrift des § 211 Abs. 2 BGB aF setze weder zwingend eine grundlose Untätigkeit der 

Parteien voraus noch erfordere sie die Herbeiführung des Verfahrensstillstandes in 

Umgehungsabsicht des § 225 BGB aF. Selbst ein bewusstes, aber nicht von einer 

Umgehungsabsicht getragenes Nichtbetreiben des Prozesses könne nicht zu der vom 

Gesetzgeber missbilligten Folge der „Verewigung“ von Ansprüchen führen. Maßgeblich 

für die Beurteilung der Voraussetzungen der Vorschrift seien vielmehr objektive Krite­

rien, insbesondere, ob der Verfahrensstillstand im Verantwortungsbereich der Parteien 

liege (21. Februar 1983 - VIII ZR 4/82- aaO). Im Interesse der Rechtssicherheit und 

der Rechtsklarheit komme es weder auf die Motive noch die Absichten der Parteien an 

noch darauf, ob das Verhalten unter den gegebenen Umständen sinnvoll und prozess­

wirtschaftlich vernünftig sei, maßgeblich seien vielmehr die nach außen erkennbaren 

Umstände des Prozessstillstandes (20. Oktober 1987 - VI ZR 104/87- NJW-RR 1988, 

279).

Der Senat schließt sich dieser Rechtsauffassung an. Die Verj äh rungs Vor­

schriften des BGB dienen zum einen dem Schutz der Interessen des Schuldners; er 

soll auf Grund der „verdunkelnden Macht der Zeit“ (Motive I 512) insbesondere vor 

einer Verschlechterung der Beweisposition und vor dem Verlust von Regressmöglich­

keiten geschützt werden. Zum anderen dienen die Vorschriften der Verjährung auch 

dem Schutz des Rechtsfriedens und der Rechtssicherheit und damit dem öffentlichen 

Interesse. Der Rechtsverlust durch Eintritt der Verjährung ist gerechtfertigt, da es der 

Gläubiger grundsätzlich in der Hand hat, den Eintritt der Verjährung durch rechtzeitige 

Geltendmachung zu verhindern. Der Gesetzgeber hat daher die Vorschriften der Ver­

jährung einseitig zwingend ausgestaltet, dh. die Verjährung darf erleichtert, aber nicht
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ausgeschlossen oder erschwert werden (§ 225 BGB aF). Angesichts des doppelten 

Schutzzwecks der Verjährungsvorschriften kommt es entgegen der Auffassung der 

Revisionsklägerin daher nicht darauf an, ob der Schuldner im konkreten Einzelfall des 

Schutzes nach §211 Abs. 2 BGB aF bedarf oder nicht. Diesem kann es höchstens 

wegen unzulässiger Rechtsausübung im Einzelfall verwehrt sein, sich auf die Einrede 

der Verjährung berufen zu können. In Anbetracht des Willens des Gesetzgebers sowie 

des Sinns und Zwecks des §211 Abs. 2 BGB aF kann es demnach für eine Unan­

wendbarkeit des § 211 Abs. 2 BGB aF nur auf das Vorliegen eines objektiven, nicht im 

Verantwortungsbereich der Parteien liegenden Grundes für den Stillstand des Verfah­

rens ankommen. Dies ist aber bei der Anordnung des Rühens des Verfahrens nach 

§ 251 Abs. 1 ZPO aF auf übereinstimmenden Antrag beider Parteien wegen des Ab­

wartens des Ausgangs eines Musterprozesses gerade nicht der Fall. Der Grund für 

den Stillstand des Prozesses liegt objektiv ausschließlich in der Anordnung des Rü­

hens des Verfahrens auf Antrag der Parteien begründet und - entgegen der Auffassung 

der Revisionsklägerin - nicht in den Parallelprozessen. Diese stellen lediglich das Motiv 

für das Nichtbetreiben des Prozesses bzw. den Grund für den Antrag auf Ruhen des 

Verfahrens dar.

Soweit die Revisionsklägerin meint, aus der Annahme eines wichtigen Grun­

des iSd. § 251 Abs. 1 ZPO aF folge gleichzeitig die Unanwendbarkeit des § 211 Abs. 2 

BGB aF, kann dem nicht zugestimmt werden. Denn die Vorschrift des § 251 Abs. 1 

ZPO aF ist trotz der bestehenden Prozessförderungspflichten für das Gericht und die 

Parteien letztlich Ausfluss der im zivil- und arbeitsgerichtlichen Verfahren geltenden 

Dispositionsmaxime der Parteien; diese sind die Flerren des Verfahrens. Mit dem Er­

fordernis des Schwebens von Vergleichsverhandlungen oder eines sonstigen wichtigen 

Grundes für die Anordnung des Rühens in § 251 Abs. 1 ZPO aF soll nur sichergestellt 

werden, dass das Gericht nicht aus jedem beliebigen von den Parteien angeführten 

Grund die ihm obliegende Prozessförderungspflicht abgibt. Mit der Anordnung des Rü­

hens des Verfahrens nach § 251 Abs. 1 ZPO aF geht folglich die Verantwortung für 

das Betreiben des Prozesses von dem Arbeitsgericht ganz auf die Parteien über. Die 

Klägerin hatte es im Streitfall in der Hand, durch einen Terminsantrag dem Prozess 

rechtzeitig Fortgang zu geben.

Soweit die Revisionsklägerin in den Vorinstanzen gerügt hat, die Anordnung 

des Rühens des Verfahrens durch das Arbeitsgericht sei rechtsfehlerhaft erfolgt, ver­

mag selbst die Annahme einer rechtsfehlerhaften Anordnung des Rühens des Verfah­

rens nach § 251 Abs. 1 ZPO aF keine andere Wertung zu rechtfertigen. Die Parteien
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hatten mit den Schriftsätzen vom 17. und 18. Juni 1996 übereinstimmend die Anord­

nung des Rühens des Verfahrens beantragt und damit ausdrücklich den Willen geäu­

ßert, weder den Kammertermin am 19. Juni 1996 durchzuführen noch das Verfahren 

weiter zu betreiben, sondern dieses vorerst zumindest terminlos stellen zu wollen, um 

den Ausgang der von beiden Parteien in Bezug genommenen Parallelprozesse ab- 

warten zu können. Einer förmlichen Ruhensanordnung durch das Gericht hätte es in 

diesem Fall zur Herbeiführung des Stillstandes des Prozesses nicht einmal bedurft. Die 

Parteien hätten den Stillstand auch vereinbarungsgemäß durch ein Nichterscheinen im 

Termin herbeiführen oder das Gericht hätte das Verfahren stillschweigend ohne förmli­

chen Beschluss ruhen lassen können. Unabhängig von der Zulässigkeit oder Unzuläs­

sigkeit der gewählten Verfahrensweise durch das Arbeitgericht wäre in jedem Fall ein 

Stillstand des Verfahrens eingetreten, der allein im Verantwortungsbereich der Parteien 

seine Ursache gehabt hätte und damit nicht geeignet gewesen wäre, die Anwendbar­

keit des § 211 Abs. 2 BGB aF ausnahmsweise auszuschließen.

Entgegen der Ansicht der Revisionsklägerin hat das Arbeitsgericht auch nicht 

rechtsfehlerhaft statt einer Aussetzung des Verfahrens nach § 148 ZPO das Ruhen 

des Verfahrens nach § 251 Abs. 1 ZPO aF angeordnet. Zutreffend ist zwar, dass die 

Aussetzung eines Verfahrens nach § 148 ZPO einer Anwendung des §211 Abs. 2 

BGB aF entgegensteht, für eine Aussetzung des Verfahrens war aber kein Raum. In­

soweit fehlt es bereits an der Vorgreiflichkeit der seitens der Parteien herangezogenen 

Parallelprozesse iSd. § 148 ZPO. Denn hierfür genügt es nicht, dass die in einem an­

deren Verfahren zu erwartende Entscheidung lediglich geeignet ist, einen Einfluss auf 

die im vorliegenden Verfahren zu treffende Entscheidung zu haben.

5. Die Verjährung der Vergütungsansprüche der Klägerin war des Weiteren nicht 

gemäß § 202 Abs. 1 BGB aF infolge eines materiell-rechtlich wirkenden Stillhalteab­

kommens (pactum de non petendo) zwischen den Parteien gehemmt. Ein derartiges 

Stillhalteabkommen setzt die rechtsgeschäftliche Vereinbarung zwischen den Parteien 

voraus, dass der Schuldner vorübergehend zur Verweigerung der Zahlung berechtigt 

sein soll und der Gläubiger gehindert sein soll, seine Forderung jederzeit durch Weiter­

betreiben des Verfahrens durchzusetzen. Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend da­

von ausgegangen, dass in dem übereinstimmenden Antrag auf die Anordnung des 

Rühens des Verfahrens nicht der Abschluss eines Stillhalteabkommens gesehen wer­

den kann. Denn selbst eine Vereinbarung der Parteien, das Ruhen des Verfahrens 

herbeizuführen, hat in der Regel nur prozessuale Bedeutung; eine materiell-rechtliche
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Wirkung im Sinne einer Stundungsvereinbarung oder eines temporären Leistungsver­

weigerungsrechts ist hierin nicht ohne weiteres zu sehen (BGH 27. Januar 1999 

- XIIZR 113/97 - NJW 1999, 1101 mwN). Nach den weiteren Feststellungen des Lan­

desarbeitsgerichts, die mit der Revision nicht angegriffen wurden, lagen aber für eine 

materiell-rechtliche Vereinbarung eines Stillhalteabkommens keine Anhaltspunkte vor.

6. Das Landesarbeitsgericht hat schließlich im Ergebnis zu Recht angenommen, 

dass die Berufung des Beklagten auf die Einrede der Verjährung keine unzulässige 

Rechtsausübung darstellt und damit nicht gegen den Grundsatz von Treu und Glauben 

verstößt, § 242 BGB. Die Erhebung der Verjährungseinrede ist nach § 242 BGB treu­

widrig und unwirksam, wenn der Gläubiger aus dem gesamten Verhalten des Schuld­

ners für diesen erkennbar das Vertrauen schöpfte und schöpfen durfte, dass der 

Schuldner die Verjährungseinrede nicht erheben, sondern sich auf sachliche Einwände 

beschränken werde. Das Verhalten des Schuldners muss für die Fristversäumnis des 

Gläubigers ursächlich geworden sein. Der Vertrauensschutz reicht zudem nur so weit 

und gilt nur so lange fort, wie die den Einwand der unzulässigen Rechtsausübung be­

gründenden Umstände fortdauern und den Gläubiger von der rechtzeitigen Klageerhe­

bung abhalten (BGH 27. Januar 1999 - XII ZR 113/97- NJW 1999, 1101 mwN; BAG 

18. März 1997 - 9 AZR 130/96 - AP BGB §217 Nr. 1 = EzA BGB § 196 Nr. 10).

Entgegen der von dem Landesarbeitsgericht und dem Beklagten vertretenen 

Auffassung hat der Beklagte durch sein Verhalten im Prozess zwar zunächst einen 

Vertrauenstatbestand für die Klägerin geschaffen, aus dem diese das Vertrauen 

schöpfen durfte, dass der Beklagte nicht die Einrede der Verjährung erheben werde, 

sondern sich nur auf sachliche Einwendungen gegenüber den geltend gemachten Ver­

gütungsansprüchen berufen werde. Dieser Vertrauenstatbestand ergibt sich aus dem 

Verhalten des beklagten Freistaates im Prozess vor Durchführung des Kammertermins 

vor dem Arbeitsgericht am 19. Juni 1996. Dessen Antrag auf Anordnung des Rühens 

des Verfahrens führte dazu, dass auch die Klägerin die Anordnung des Rühens des 

Verfahrens bei dem Arbeitsgericht beantragte und das Verfahren durch den Beschluss 

des Arbeitsgerichts vom 18. Juni 1996 tatsächlich in Stillstand geriet. Die Anordnung 

des Rühens des Verfahrens erfolgte nach dem übereinstimmenden Willen beider Par­

teien vor dem Hintergrund zweier Parallelverfahren, die bereits bei dem Bundesar­

beitsgericht anhängig waren und deren Gegenstand ua. die Rechtsfrage betraf, ob die 

Eingruppierung eines Lehrers an einer Förderschule in die VergGr. Ill BAT-0 ein son- 

derschulspezifisches Hochschulstudium voraussetzte oder aber ein allgemeines Hoch-
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schulstudium mit der Befähigung zum Diplomlehrer ausreichte (7. August 1997 - 6 AZR 

716/95 -AP BAT §§ 22, 23 Lehrer Nr. 62 und 19. Dezember 1996 - 6 AZR 525/95 - AP 

BAT §§ 22, 23 Lehrer Nr. 57). Nach der Sach- und Rechtslage im vorliegenden Verfah­

ren bis zu diesem Zeitpunkt war allein die Beantwortung dieser Frage für den Rechts­

streit der Parteien entscheidungserheblich. Folglich musste und konnte die Klägerin 

darauf vertrauen, dass sich der beklagte Freistaat bis zu einer rechtskräftigen Ent­

scheidung des Bundesarbeitsgerichts über diese Rechtsfrage nicht auf die Einrede der 

Verjährung berufen werde.

Einen zeitlich und inhaltlich darüber hinausgehenden Vertrauenstatbestand 

hat der beklagte Freistaat jedoch nicht gesetzt. Mit der Entscheidung des Bundesar­

beitsgerichts über die zwischen den Parteien streitige Rechtsfrage in den Jahren 

1996/1997 waren die den Einwand der unzulässigen Rechtsausübung begründenden 

Umstände weggefallen. Der beklagte Freistaat hat der Klägerin keine Veranlassung zur 

Annahme gegeben, sie könne bis zum rechtskräftigen Abschluss eines der Musterver­

fahren im Jahr 2000 zuwarten, auch wenn die Rechtsfrage längst rechtskräftig ent­

schieden sei - wie vorliegend durch die Urteile des Bundesarbeitsgerichts vom 

7. August 1997 (- 6 AZR 716/95 - AP BAT §§ 22, 23 Lehrer Nr. 62) und vom 19. De­

zember 1996 (- 6 AZR 525/95 - AP BAT §§ 22, 23 Lehrer Nr. 57) -. Hierfür sind keine 

Anhaltspunkte ersichtlich, denn entscheidungserheblich für das Verfahren der Klägerin 

war nur die Beantwortung der Frage, ob für eine Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-0 

ein sonderschulspezifisches Studium erforderlich ist oder nicht. Die Klägerin hätte folg­

lich ihre Ansprüche bis zum Ablauf der Verjährungsfrist am 18. September 1998 gel­

tend machen müssen und können.

Soweit die Revisionsklägerin in diesem Zusammenhang gerügt hat, der Be­

klagte habe sie nicht über den Ausgang der Rechtsstreite informiert und sie habe keine 

Kenntnis von den Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts gehabt, ist dies unbe­

achtlich. Die Unkenntnis von Beginn und Dauer der Verjährung geht grundsätzlich zu 

Lasten des Gläubigers, es sei denn der Schuldner verletzt eine ihm obliegende Aus­

kunftspflicht. Eine derartige Pflichtverletzung ist nicht ersichtlich.

Da die Revisionsklägerin ihre Vergütungsansprüche auf neue Anspruchs­

grundlagen und einen neuen Tatsachenvortrag mit Schriftsatz vom 12. Mai 2000 ge­

stützt hat, fehlt es schließlich auch an der notwendigen Kausalität zwischen dem Ver­

halten des Beklagten und der Fristversäumnis der Klägerin. Während der gesamten 

Dauer des Prozesses vor dessen Stillstand hat die Klägerin ihre Ansprüche aus-
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schließlich - und nicht in erster Linie, wie von ihr vorgetragen - damit begründet, dass 

sie die Tätigkeitsmerkmale der VergGr. Ill BAT-0 erfülle. Das Vorliegen einer rechts­

verbindlichen Zusicherung der Vergütung nach der VergGr. Ill BAT-0 unabhängig von 

den rechtlichen Voraussetzungen der Vergütungsgruppe sowie das Vorliegen einer 

rechtswidrigen einseitigen Maßnahme des Beklagten durch ihre Versetzung an die 

Förderschule A hat die Klägerin prozessual erstmals in ihrem Wiederaufnahmeschrift­

satz vom 12. Mai 2000 behauptet.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Hauck Dr. Wittek Laux

Dr. Haible Ma. Schallmeyer

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

